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Anhörung des Rechtspolitischen Ausschusses des Hessischen Landtages zu dem 

Gesetzesentwurf der Fraktionen der CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN für ein Drittes 

Gesetz zur Änderung des Hessischen Richtergesetzes – Drucks. 19/2207 

Hier: Stellungnahme des Richterbundes Hessen 

 

 

Sehr geehrter Herr Vorsitzender, 

sehr geehrte Damen und Herren, 

 

 

zunächst möchte ich mich im Namen des Hessischen Richterbundes für die Möglichkeit der 

Stellungnahme zu o.a. Gesetzesentwurf recht herzlich bedanken.  

 

Der Hessische Richterbund nimmt hierzu in Vorbereitung der Anhörung am 11. November 2015 

wie folgt schriftlich Stellung: 

 

1. Der Richterbund Hessen begrüßt ausdrücklich das ausgewiesene Ziel des 

Gesetzesentwurfs, die Stellung der Präsidialräte als Organe der richterlichen 

Selbstverwaltung bei Personalentscheidungen zu stärken.  

 

Indes dürfte die praktische Bedeutung des vorgelegten Entwurfs, der nur zum 

Präsidentenstellen zum Gegenstand hat, schon deswegen äußerst gering sein, da es in 

der Vergangenheit kaum Streitigkeiten zwischen Präsidialräten und Justizministerin 

bzw. Justizminister bei der Besetzung von Präsidentenstellen gegeben hat. 



 

2. Auch die weiteren Ziele des Gesetzesentwurfs (Steigerung der Qualität der 

Personalentscheidungen, Erhöhung der Transparenz und der Akzeptanz bei der 

Besetzung von Spitzenämtern der Judikative) werden ausdrücklich begrüßt.  

 

3. Jedoch bestehen erhebliche Zweifel seitens des Richterbundes, ob diese Ziele mit dem 

vorgelegten Gesetztesentwurf zu erreichen sind.  Der Gesetzesentwurf wird kaum zu 

einer Stärkung der Präsidialräte führen. Auch dürfte das Ziel von mehr Transparenz und 

Akzeptanz von Besetzungsentscheidungen von Präsidentenämtern durch die Befassung 

des Richterwahlausschusses nicht erreicht werden.  

 

a) Es erscheint schon fraglich, ob die Stellung der Präsidialräte als Organe richterlicher 

Selbstverwaltung durch die in § 47 Abs. 5 S. 2 E-HRiG vorgesehene Möglichkeit, ein 

anderes Gremium – den Richterwahlausschuss – mit der Personalentscheidung zu 

befassen, gestärkt würde, zumal die Vertreter der Richterschaft im 

Richterwahlausschuss – im Gegensatz zu den Präsidialräten – zahlenmäßig in der 

Minderheit sind.  

 

b) Soweit der Gesetzesentwurf davon ausgeht, dass die Möglichkeit, den 

Richterwahlausschuss zu befassen, zu einem Mehr an Transparenz und daraus 

resultierend Akzeptanz bei der Besetzung der Spitzenämter der Judikative führen 

„kann“ (unter B.), wird die nur als Möglichkeit formulierte Erreichbarkeit dieses Ziels 

durch die Entwurfsbegründung selbst bereits stark eingeschränkt. Denn danach 

(siehe unter: B. Einzelbegründung, Zu Nr. 2, Zu Buchst. b) könne dem 

Richterwahlausschuss nur eine beratende Kompetenz zukommen, da einer 

Ausweitung der Aufgaben in Art. 127 Abs. 3 HV die Ressortverantwortlichkeit der 

Justizministerin bzw. des Justizministers aus Art. 102, 108 HV entgegensteht. 

Etwaige Stellungnahmen des Richterwahlausschusses zu Personalentscheidungen, 

mit denen ihn die Präsidialräte befassen würden, dürften danach nicht zur 

Personalakte genommen werden, um präjudizierende Wirkungen gegenüber der 

Justizministern bzw. dem Justizminister zu vermeiden. Im Übrigen sollen solche 

Stellungnahmen vertraulich sein und die Mitglieder des Richterwahlausschusses 

sind gemäß § 13 Abs. 2 HRiG zur Verschwiegenheit verpflichtet. Dann kann die 

Befassung des Richterwahlausschusses allenfalls zu einem Mehr an Transparenz und 

Akzeptanz bei den Mitgliedern des Richterwahlausschusses führen – nicht indes 



darüber hinaus. Denn der Entwurf enthält keine Regelung darüber, ob und in 

welcher Form die Präsidialräte von den nach Art. 127 Abs. 3 HV vertraulichen 

Beratungen informiert werden.  

 

Zusammengefasst: Mit dem vorgelegten Gesetzesentwurf in der jetzigen Form wird 

den Präsidialräten zur Steigerung der Transparenz und darauf basierenden 

Akzeptanz eine Möglichkeit eingeräumt, die aus verfassungsrechtlichen Gründen das 

Ziel der Transparenzsteigerung gar nicht leisten kann.  

 

c) Der Richterbund Hessen erkennt die verfassungsrechtliche Auslegung, wonach die 

maßgeblichen Befugnisse des Richterwahlausschusses auf die in Art. 127 Abs. 3 HV 

bezeichneten Aufgaben begrenzt sind. Deswegen und wegen der Verpflichtung von 

dessen Mitgliedern zur Vertraulichkeit wird eine reale Stärkung der Stellung der 

Präsidialräte als Organe der richterlichen Selbstverwaltung durch die im Entwurf 

vorgesehene Möglichkeit der Befassung des Richterwahlausschusses nicht eintreten. 

 

d) Zwar steht eine Befassung des Richterwahlausschusses dem weiteren Ziel der 

Steigerung der Qualität der Personalentscheidungen nicht per se entgegen. Ob indes 

die Befassung durch die Mitglieder des Richterwahlausschusses neben Beratungen in 

den Präsidialräten zur Steigerung der Qualität der Bewertung von fachlicher und 

persönlicher Eignung von Kandidatinnen und Kandidaten führt, ist zu bezweifeln. 

Zumal die Mehrheit der Mitglieder des Richterwahlausschusses nicht aus dem 

richterlichen Bereich kommen und daher die Anforderungen, die an 

Gerichtspräsidentinnen und -präsidenten gestellt werden, allenfalls von außen 

betrachten können.  

 

4. Darüber hinaus ist aus der Begründung des Entwurfs selbst nicht ersichtlich, weshalb die 

Möglichkeit der Befassung des Richterwahlausschusses auf Besetzungen von 

Präsidentenstellen beschränkt wird. Das Ziel einer zügigen Besetzung – das als 

Argument für die Beschränkung der einige Zeit dauernden Befassung des 

Richterwahlausschusses ins Feld geführt werden könnte – müsste doch gerade für die 

Spitzenämter der Hessischen Justiz gelten, die nach dem Entwurf „eine herausgehobene 

Stellung“ haben.  

 



Insofern wird angeregt, die Befassungsmöglichkeit des Richterwahlausschusses durch 

die Präsidialräte jedenfalls auch bei der Besetzung von Direktorinnen- und 

Direktorenstellen entsprechend vorzusehen, zumal (Vize-)Präsidentenstellen 

regelmäßig auch mit Leitern kleinerer und mittlerer Amtsgerichte besetzt werden. 

Darüber hinaus werden Amtsgerichtsdirektorinnen und -direktoren von den 

Bürgerinnen und Bürgern vor Ort mindestens in gleichermaßen besonderer Weise als 

„Repräsentantinnen und Repräsentanten der hessischen Justiz“ wahrgenommen.  

 

Abschließend begrüßt der Richterbund Hessen die in dem Entwurf formulierten 

gesetzgeberischen Ziele, die nach Auffassung des Richterbundes Hessen indes durch die 

vorgeschlagene Änderung in dieser Form kaum erreicht werden dürften.  

 

Vor diesem Hintergrund wird dringend angeregt, sich rechtspolitisch mit einer tatsächlichen 

Stärkung der Organe der richterlichen Selbstverwaltung bei Personalentscheidungen in der 

hessischen Justiz zu befassen. Bei diesen Überlegungen könnten z.B. die Modelle aus den 

Richter- und Staatsanwaltsgesetzen in Baden-Württemberg oder Rheinland-Pfalz als 

Diskussionsgrundlage dienen. 

 

Haben Sie vielen Dank. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 


